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Disziplinarmaßnahme wegen der unterlassenen Information' 
hinaus. Dem hätte das Bezirksgericht entgegentreten und 
selbst eine andere Position beziehen müssen.

Nach allem kann der auf einem nicht ausreichend geklär­
ten Sachverhalt und auf einer gesetzwidrigen Handhabung 
der Regelung in § 157 Abs. 3 ZPO beruhende Beschluß des Be­
zirksgerichts keinen Bestand haben. Er war auf den Kassa­
tionsantrag hin aufzuheben. Nach Zurückverweisung des 
Streitfalls wird das Bezirksgericht nunmehr in der Sache zu 
verhandeln haben (§ 162 Abs. 1 ZPO). In diesem Sinne hat 
sich auch der im Kassationsverfahren mitwirkende Vertreter 
des Zentralvorstandes der IG Bergbau-Energie geäußert.

Familien recht
§ 29 FGB.
Um die Dauer der Unterhaltsverpflichtung gegenüber einer 
geschiedenen Ehefrau, die zum Zeitpunkt der Ehescheidung 
zwar gesundheitlich beeinträchtigt, aber nicht arbeitsunfähig 
war, zutreffend festsetzen zu können, sind zuverlässige Fest­
stellungen über die voraussehbare Zeitspanne bis zur mög­
lichen Arbeitsaufnahme erforderlich.
OG, Urteil vom 15. Oktober 1985 - 3 OFK 22/85.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Prozeßparteien geschieden 
und den Kläger verurteilt, an die Verklagte für die Dauer 
von zwei Jahren Unterhalt zu zahlen. Die Verklagte spricht 
seit 1970 im Übermaß dem Alkohol zu; sie ist alkoholabhän­
gig. Seit dem Jahre 1983 geht sie keiner beruflichen Tätigkeit 
mehr nach.

Mit seiner Berufung gegen die Unterhaltsentscheidung hat 
der Kläger beantragt, ihn zur Unterhaltsleistung für die 
Dauer von drei Monaten ab Rechtskraft der Ehescheidung zu 
verpflichten.

Das Bezirksgericht hat die Berufung mit der Maßgabe 
abgewiesen, daß der Kläger für die Zeit von zwei Jahren 
einen geringeren Betrag zu zahlen hat.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt §29 FGB, §§ 2 Abs. 2 
und 45 Abs. 3 ZPO.

Das Bezirksgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
die gesetzlichen Voraussetzungen .für eine befristete Unter­
haltszahlung vorliegen. Zur Zeit der Ehescheidung war die 
Verklagte auf Grund des längerzeitlichen übermäßigen Alko­
holgenusses und der folgenden Alkoholabhängigkeit gesund­
heitlich beeinträchtigt. Sie konnte nicht sogleich auf die Aus­
übung einer beruflichen Tätigkeit verwiesen werden. Der 
Kläger war bereit und auf Grund seiner wirtschaftlichen Ver­
hältnisse in der Lage, an seine geschiedene Ehefrau für eine 
Übergangszeit Unterhalt zu zahlen.

Soweit das Bezirksgericht jedoch die Unterhaltsverpflich­
tung von zwei Jahren beibehalten hat, kann dem nicht ge­
folgt werden. Dafür lagen die erforderlichen Voraussetzungen 
nicht vor. Die Verklagte war, wie aus dem beigezogenen Gut­
achten des Rates des Kreises — Kreisstelle für ärztliches Be­
gutachtungswesen — hervorgeht, zum Zeitpunkt der Ehe­
scheidung nicht arbeitsunfähig. Ihre sofortige Eingliedecung 
in den Arbeitsprozeß erschien jedoch ohne vorherige statio­
näre Alkoholentziehungsbehandlung wenig sinnvoll. Daraus 
ergab sich für die Verklagte die Verpflichtung, sich umgehend 
der erforderlichen medizinischen Behandlung zu unterziehen 
und danach ohne weitere Verzögerung eine berufliche Tätig­
keit aufzunehmen und auszuüben.

Um die Dauer der Unterhaltsverpflichtung des Klägers 
zutreffend festsetzen zu können, hätte es zuverlässiger Fest­
stellungen über die voraussehbare Zeitspanne bis zur mög­
lichen Aufnahme einer Arbeit bedurft. Das hätte in Zusam­
menarbeit mit dem Rat des Kreises — Amt für Arbeit und 
Kreisstelle für ärztliches Begutachtungswesen — geschehen 
müssen (vgl. Einleitung zum Bericht des Präsidiums des 
Obersten Gerichts an die 14. Plenartagung am 26. März 1975

[NJ 1975, Heft 10, S. 292]). Das wird im weiteren Verfahren 
nachzuholen sein. Dadurch wird vermieden, daß die Unter­
haltszahlungen des Klägers auf eine Finanzierung des Alko­
holkonsums der Verklagten hinauslaufen. Dem Kläger ist es 
nicht zuzumuten, seine Unterhaltsverpflichtung allein wegen 
der nicht ausreichenden Bereitschaft der Verklagten zur me­
dizinischen Behandlung und Arbeitsaufnahme weiter auszu­
dehnen.

§ 27 ZPO; Art. 58 Abs. 1 des Rechtshilfevertrages DDR — UVR. 
Wird die örtliche Unzuständigkeit des Gerichts der ersten 
Instanz erst im Beschwerde- oder Berufungsverfahren fest­
gestellt und ist die Sache aus anderen Gründen in die erste 
Instanz zurückzuverweisen, so hat die Zurückverweisung an 
das örtlich zuständige Gericht zu erfolgen.
OG, Urteil vom 24. Juni 1985 - 3 OFK 6/85.

Der Gläubiger ist ungarischer Staatsbürger und hat seinen 
Wohnsitz in B. (Ungarische Volksrepublik). Der Schuldner 
— der Vater des Gläubigers — ist Staatsbürger der DDR; er 
hat seinen Wohnsitz in P. (DDR). Durch Urteil des zustän­
digen Gerichts der UVR wurde der Schuldner verpflichtet, 
rückwirkend ab 1. November 1981 Unterhalt in Höhe von 
monatlich 1 000 Forint an den Gläubiger sowie Prozeßkosten 
in Höhe von 800 Forint zu zahlen.

Der Gläubiger hat beim Kreisgericht am Sitz des Bezirks­
gerichts einen Antrag auf Erteilung der Vollstreckbarkeits­
erklärung und Vollstreckung aus dem Urteil gestellt. Das 
Kreisgericht hat diesem Antrag entsprochen.

Gegen diesen Beschluß wandte sich der Schuldner mit 
seiner Beschwerde, die er vor allem damit begründete, daß 
ihm keine Möglichkeit der Stellungnahme zum Antrag des 
Gläubigers eingeräumt worden sei.

Auf die Beschwerde des Schuldners hat das Bezirksgericht 
den Beschluß des Kreisgerichts aufgehoben und die Sache 
an dieses Gericht zurückverwiesen.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat zutreffend festgestellt, daß das Kreis­
gericht die Rechte des Schuldners insoweit nicht gewahrt 
hatte, als der Antrag des Gläubigers auf Erteilung der Voll­
streckbarkeitserklärung dem Schuldner nicht zugestellt wor­
den ist. Er hatte daher keine Möglichkeit, zu diesem Antrag 
Stellung zu nehmen.

Das Bezirksgericht hat jedoch nicht geprüft, welches Kreis­
gericht für die Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung in 
dieser Sache örtlich zuständig ist. Anderenfalls hätte es fest­
stellen müssen, daß Art. 58 Abs. 1 des Vertrages zwischen der 
DDR und der UVR über den Rechtsverkehr in Zivil-, Fami­
lien- und Strafsachen vom 30. Oktober 1957 (GBl. I 1958 Nr. 21 
S. 278) i. d. F. vom 10. Februar 1977 (GBl. II Nr. 10 S. 204) die 
örtliche Zuständigkeit für die vom Gläubiger beantragte Ent­
scheidung nach dem Wohnsitz des Schuldners bestimmt. Dar­
aus ergibt sich, daß im vorliegenden Fall das Kreisgericht P. 
örtlich zuständig ist. Das Bezirksgericht hätte daher die Sache 
an das Kreisgericht P. zur erneuten Entscheidung über den 
Antrag des Gläubigers zu verweisen gehabt.

Die Regelungen der ZPO zur Verweisung an das zustän­
dige Gericht (§ 27 ZPO) stehen dem nicht entgegen. Wird die 
örtliche Unzuständigkeit des Gerichts der ersten Instanz erst 
im Beschwerde- oder Berufungsverfahren festgestellt und ist 
die Sache aus anderen Gründen in die erste Instanz zurück­
zuverweisen, so hat die Zurückverweisung an das örtlich zu­
ständige Gericht zu erfolgen.

Zivilrecht * I.

§ 4 GVG; Art. 89 Abs. 1 der Verfassung.
I. Für Streitigkeiten aus NutzungsVerhältnissen über Boden­
flächen in einer Kleingartenanlage des VKSK, einschließlich 
der hierbei auftretenden nachbarrechtlichen Streitfälle, ist 
der Gerichtsweg zulässig.


